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Fachbereich/Amt: II - Amt für Familie und Jugend Datum: 31.03.2026 

Bearbeiter-in/Tel.: Herr Lindemann / 604-400  

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Ausschuss für Jugend, Familie und Soziales 27.04.2026 öffentlich 

Verwaltungsausschuss 09.06.2026 nicht öffentlich 

 
 
Erweiterung der Verwendungsmöglichkeit der Mittel für FSJ-Stellen in 
Kindertagesstätten 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die bewilligten Mittel zur Finanzierung einer FSJ-Stelle je Kindertagesstätte können alterna-
tiv auch für die Finanzierung eines Praktikumsplatzes für Personen in einer berufsbeglei-
tenden Ausbildung zur staatlich anerkannten Erzieherin bzw. zum staatlich anerkannten 
Erzieher verwendet werden. 
 
Die Finanzierung eines solchen Praktikumsplatzes aus diesen Mitteln ist nur zulässig, so-
fern keine Förderung nach § 30 Niedersächsisches Kindertagesstättengesetz (NKiTaG) – 
Besondere Finanzhilfe in Ausbildung – in Anspruch genommen werden kann. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Beschluss vom 03.12.2024 (Vorlage BV/2024/133) wurde festgelegt, dass die Gemein-
de Bad Zwischenahn jeder Kindertagesstätte die finanziellen Mittel zur Einrichtung einer 
FSJ-Stelle in Höhe von 10.100 € jährlich zur Verfügung stellt. Mit Beschluss des Rates über 
die Anpassung der Budgetrichtlinie vom 24.06.2025 (BV/2025/041) wurde konkretisiert, 
dass die grundsätzlich die tatsächlichen Kosten übernommen werden, damit keine jährliche 
Anpassung des Beschlusses bei steigenden FSJ-Kosten nötig ist. 
 
In der praktischen Umsetzung hat sich gezeigt, dass die vorgesehene Beschäftigung von 
FSJ-Kräften nicht in dem erhofften Umfang erfolgt. Gründe hierfür sind unter anderem: 
 

• Schwierigkeiten bei der Gewinnung geeigneter FSJ-Bewerberinnen und -Bewerber, 
• vorzeitige Beendigungen des FSJ z.B. aufgrund von Studienzugängen, 
• mangelnde Eignung oder altersbedingte Einschränkungen für den Einsatz in Kinder-

tagesstätten. 
 

Auf Anregung mehrerer Kindertagesstätten wird daher vorgeschlagen, die Verwendung der 
bereitgestellten Mittel flexibler zu gestalten, ohne das im Ursprungsbeschluss gesteckte 
Ziel zu gefährden. Ziel ist es, jungen Menschen durch Einblicke in den Beruf des Erziehers 
bzw. Sozialassistenten für diesen Bereich zu gewinnen und dem Fachkräftemangel entge-
genzuwirken. 
 



Diesem Ziel förderlich ist, alternativ die Ausbildung zukünftiger Fachkräfte zu fördern, in-
dem jungen Menschen in einer Teilzeitausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher ein bezahl-
tes Praktikum ermöglicht wird. Eine solche Stelle ist Voraussetzung um z.B. an der BBS 
Rostrup die Ausbildung in Teilzeit absolvieren zu können. Dies kann nicht nur zur Perso-
nalstabilität in den Einrichtungen beitragen, sondern unterstützt auch die Nachwuchsge-
winnung im pädagogischen Bereich. 
 
Die Mittel dürfen maximal in der Höhe in Anspruch genommen werden, die bei der Beschäf-
tigung einer FSJ-Kraft entstehen würden (aktuell 10.100 €). 
 
Eine Doppelförderung durch Mittel nach § 30 NKiTaG wird ausgeschlossen; vorrangig soll-
ten diese Landesmittel geprüft und in Anspruch genommen werden. Nur wenn dies nicht 
möglich ist, soll auf die gemeindlichen Mittel zurückgegriffen werden. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Maßnahme erfolgt im Rahmen der bereits für FSJ-Stellen vorgesehenen Haushaltsmit-
tel (aktuell 10.100 € je Kindertagesstätte). Eine Erhöhung der Haushaltsansätze ist nicht 
erforderlich. 
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